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T e i I A 


Die gegenwärtige Lage 

1. Viele Organisationen und Institutionen haben 
hervorgehoben, wie wichtig es sei, ein Aktionspro- 
gramm für das Bildungswesen als wesentlichen Teil 
der Entwicklung der Gemeinschaft zu entwerfen. 
Bei der Erstellung des Überblicks über die gegen- 
wärtige Lage und bei der Formulierung dieser ersten 
Aktionen im Bereich des Bildungswesens hat die 
Kommission die Möglichkeiten berücksichtigt, die 
sich im Rahmen der Vertragsbestimmungen bieten; 
ferner hat sie mit besonderem Nachdruck auf den 
Platz hingewiesen, den das Bildungswesen in dem 
Prozeß der Entwicklung des europäischen Einigungs- 
werkes einnimmt. 

2 . Im Schlußkommunique der Haager Gipfelkonfe- 
renz vom Dezember 1969 wurde die Notwendigkeit 
betont, Europa als „eine ungewöhnliche Quelle der 
Entwicklung, des Fortschritts und der Kultur" zu er- 
halten (Punkt 4). Ferner wurde festgestellt: „Den 
hier beschlossenen Maßnahmen für die schöpferische 
Gestaltung und das Wachstum Europas steht eine 
größere Zukunft offen, wenn die Jugend daran regen 
Anteil hat; dieses Anliegen haben die Regierungen 
beherzigt, und die Gemeinschaften werden sich des- 
sen annehmen 11 (Punkt 16). 

3 . Am 26. Juli 1971 verabschiedete der Rat allgemei- 
ne Leitlinien zur Ausarbeitung eines gemeinschaft- 
lichen Tätigkeitsprogramms auf dem Gebiet der Be- 
rufsausbildung (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. C 81 vom 12. August 1971, S. 5). Der Rat 
bezeichnete die Berufsausbildung als einen der 
Schlüsselbereiche für die Weiterentwicklung der 
Europäischen Gemeinschaft und stellte fest: „Das Ziel 
muß darin bestehen, angesichts des ständig wach- 
senden Bedarfs der Wirtschaft der Gesamtbevölke- 
rung geeignete Möglichkeiten allgemeiner und beruf- 
licher Art zur Ausbildung und Fortbildung sowie zur 
ständigen Weiterbildung zu bieten, damit jeder ein- 
zelne seine Persönlichkeit entfalten kann und Zu- 
gang zu einer beruflichen Laufbahn erhält. 1 ' 

4 . Am 16. November 1971 fand erstmalig eine Rats- 
tagung und Konferenz der Bildungsminister der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften statt. 
Die Minister erkannten bei dieser Gelegenheit die 
Notwendigkeit einer europäischen Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Bildungswesens an und beschlos- 
sen, eine Arbeitsgruppe hoher Beamter - zu der die 
Kommission hinzugezogen wird - einzusetzen, um 
Mittel und Wege für die Verwirklichung einer sol- 
chen Zusammenarbeit zu suchen und die Möglichkeit 


der Errichtung eines Europäischen Entwicklungszen- 
trums für das Bildungswesen zu prüfen. Der Bericht 
dieser Arbeitsgruppe (R/967/73 NE 42) wurde im 
November 1972 fertiggestellt. 

5 . Die Konferenz der Staats- und Regierungschefs 
vom Oktober 1972 in Paris setzte neue politische 
Akzente und erklärte die Europäische Union zum 
Ziel. In der Schlußerklärung heißt es: „ Die wirt- 
schaftliche Expansion, die kein Selbstzweck ist ... . 
muß ihren Niederschlag in einer Verbesserung der 
Lebensqualität und des Lebensstandards finden; dem 
europäischen Geist gemäß wird eine besondere Auf- 
merksamkeit den nicht materiellen Werten und Gü- 
tern sowie dem Umweltschutz gelten, damit der Fort- 
schritt wirklich im Dienst des Menschen steht." 

6 . Im Juli 1972 beauftragte die Kommission Professor 
Henri Janne, Vorschläge hinsichtlich der Grundele- 
mente einer Bildungspolitik auf Gemeinschaftsebene 
auszuarbeiten. Sein Bericht, der nach eingehender 
Konsultation führender Persönlichkeiten des Bil- 
dungssektors ausgearbeitet wurde, wurde im Fe- 
bruar 1973 vorgelegt und von der Kommission leb- 
haft begrüßt. Der Bericht wurde veröffentlicht und 
weiten Kreisen zugänglich gemacht, um die Diskus- 
sion anzuregen. 

7 . Im Mai 1973 erarbeitete die Kommission Rahmen- 
vorschläge für Arbeiten auf dem Gebiet der For- 
schung, Wissenschaft und Bildung. Am 14. Januar 
1974 genehmigte der Rat ein endgültiges wissen- 
schafts- und technologiepolitisches Programm. Dieses 
Dokument soll erste Vorschläge für eine Aktion auf 
dem Gebiet des Bildungswesens darlegen. 


Teil B 


Umfang und Mechanismen der Gemeinschaftsaktion 

8 . Die Bildungspolitik ist in allen Mitgliedstaaten 
sowohl an sich als auch im Hinblick auf die wirt- 
schaftliche und gesellschaftliche Entwicklung des je- 
weiligen Landes von besonderer Bedeutung. Nach 
Ansicht der Kommission kommt jedoch der Förde- 
rung der Zusammenarbeit im Bildungsbereich im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaft als Teil der 
Gesamtentwicklung der Gemeinschaft ebenso große 
Bedeutung zu. Das wachsende Bewußtsein um die 
Bedeutung der Bildung auch auf der Ebene der Ge- 
meinschaft, das aus den vorstehenden Abschnitten 
hervorgeht, sollte sich nunmehr in der Schaffung 
eines endgültigen Rahmens für die künftige Tätig- 
keit der Gemeinschaft niederschlagen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
16. April 1974 - 1/4 - 680 70- E- Bi 8/74: 

Die Unterlagen sind mit Schreiben vom 11. März 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses ist vorgesehen. 
Der Zeitpunkt der Behandlung im Rat ist noch nicht abzusehen. 
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9 . Die Anerkennung der Notwendigkeit einer ge- 
meinschaftlichen Aktion auf dem Gebiet des Bil- 
dungswesens bedeutet noch nicht, daß eine gemein- 
same europäische Politik in dem für bestimmte an- 
dere Sektoren gültigen umfassenden Sinne bestehen 
muß. Die Bildungstraditionen und Bildungssysteme 
der einzelnen Länder werden mit Recht anerkannt, 
und Europa wird durch ihre Vielfalt in vieler Hin- 
sicht bereichert. Das Ziel einer vollständigen Harmo- 
nisierung und Koordinierung der Bildungsstruktu- 
ren und Bildungsinhalte wäre ebenso unerwünscht 
wie unrealistisch. Andererseits sind die nationalen 
Bildungssysteme einer ständigen Überprüfung und 
Weiterentwicklung unterworfen, und in diesem Zu- 
sammenhang kommt der Entwicklung einer gemein- 
schaftlichen Perspektive auf dem Gebiet des Bil- 
dungswesens in Zukunft wachsende Bedeutung zu. 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist daher eine gemein- 
same Verpflichtung für die Entwicklung einer Strate- 
gie der Zusammenarbeit im Bildungsbereich erfor- 
derlich, die sich auf einen systematischeren Informa- 
tions- und Erfahrungsaustausch stützt. 

10 . Die Gemeinschaftsländer sehen sich im Bildungs- 
bereich einer Vielzahl von Problemen gegenüber. 
Es besteht ein ständig wachsender Bedarf an umfas- 
senderen und vielfältigeren Bildungsmöglichkeiten; 
die damit zusammenhängenden organisatorischen 
und finanziellen Probleme sind von gemeinsamem 
Interesse und gemeinsamer Bedeutung. In allen Län- 
dern ist das Bildungswesen neuen Anforderungen 
und Änderungen unterworfen, Ausbildung und Fort- 
bildung der Lehrkräfte werden überprüft und neue 
Unterrichtssysteme und -technologien eröffnen neue 
Innovationsmöglichkeiten, werfen aber auch neue 
Probleme auf. 

Ferner hat das Konzept einer flexiblen, fortlaufen- 
den, sich über das ganze Leben erstreckenden Ausbil- 
dung ein breites Interesse an den strategischen Pro- 
blemen der Investitionen und der Mittelverteilung 
im Bildungswesen geweckt. 

11 . Angesichts dieser Überlegungen hält es die Kom- 
mission nicht für angebracht zu versuchen, die Gren- 
zen des Gemeinschaftsinteresses genau abzustecken. 
Es läßt sich nicht von vornherein absehen, inwieweit 
die auf nationaler, regionaler oder auch lokaler Ebe- 
ne anstehenden Bildungsprobleme Gemeinsamkeiten 
aufweisen und inwieweit ein Erfahrungsaustausch 
und gemeinsame Anstrengungen zur Analyse und 
Lösung der Probleme nützlich sind. Andererseits 
wäre es ebenso unrealistisch, eine umfassende Be- 
teiligung an allen Aspekten des Bildungswesens 
schon von Anfang an ins Auge zu fassen. 

12 . Was die Gemeinschaft selbst betrifft, stoßen die 
Bemühungen um eine größere Freizügigkeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten auf Schwierigkeiten, vor 
allem in Zusammenhang mit der Beherrschung der 
europäischen Sprachen und der Ausbildung der Fa- 
milienangehörigen von Wanderarbeitnehmern. Da- 
mit sich die künftigen Bürger Europas aktiv an dem 
Ausbau der Gemeinschaft zu einem vereinigten Euro- 
pa beteiligen, muß das Studium Europas und der 
Gemeinschaft weitergefördert werden. In anderen 


Studienbereichen sollte die europäische Dimension 
stärker zum Tragen kommen und die Zusammen- 
arbeit zwischen den Bildungseinrichtungen innerhalb 
der Gemeinschaft erweitert werden. 

13 . In jedem Land bestehen umfangreiche Beziehun- 
gen zwischen dem Bildungswesen und der Politik 
auf anderen Sektoren. Auch auf Gemeinschaftsebene 
müssen zahlreiche Verbindungen zwischen dem Bil- 
dungsbereich und anderen Aspekten der Gemein- 
schaftspolitik bestehen. Solche Beziehungen und ent- 
sprechende Aktivitäten bestehen bereits zu Berei- 
chen wie Umwelt-, Industrie- und Sozialpolitik. Die- 
se Verbindungen können künftig weiter ausgebaut 
werden, etwa im Rahmen regionaler Politiken, wo 
den Bildungsmöglichkeiten und der entsprechenden 
Infrastruktur im Rahmen der zu berücksichtigenden 
Überlegungen notwendigerweise große Bedeutung 
zukommt. 

14 . Die Kommission befaßt sich bereits mit Entwick- 
lungen im Bereich der Berufsausbildung im Rahmen 
des Sozialen Aktionsprogramms. Sie ist sich ganz 
besonders der zunehmenden Verflechtung zwischen 
dem Bildungswesen im allgemeinen und der Entwick- 
lung im Bereich der beruflichen und technischen Aus- 
bildung bewußt und bemüht sich darum, daß diese 
Interdependenz ihren Niederschlag bei der künftigen 
Entwicklung von Aktionsprogrammen findet. Sie ist 
der Meinung, daß es wertvoll sei, wenn die Minister 
für Bildung und Erziehung von Zeit zu Zeit mit den 
Ministern für Arbeit zusammenträfen, um über Ent- 
wicklungen zu beraten, die im gegenseitigen Inter- 
esse liegen. 

15 . Es ist ferner wichtig, Kontakte mit Drittländern 
aufrechtzuerhalten. Ganz besondere Beachtung sollte 
den Entwicklungsländern gewidmet werden, und 
dem Bildungsbereich sollte im Unterstützungspro- 
gramm der Gemeinschaft größere Bedeutung zukom- 
men. Die Kommission legt ferner großen Wert auf 
eine weitere enge Zusammenarbeit mit zwischen- 
staatlichen Organisationen. 

16 . Zwischen einigen Mitgliedstaaten bestehen be- 
reits bilaterale Formen der bildungspolitischen Zu- 
sammenarbeit in besonderen Bereichen. Einige Ko- 
operationsprogramme basieren auf multinationalen 
Übereinkommen und schließen Drittländer ein. Eine 
Bestandsaufnahme der bestehenden Übereinkommen 
ist erforderlich. Eine besondere, der Europäischen 
Gemeinschaft angemessene Form der Zusammen- 
arbeit sollte nunmehr als Ergänzung des bereits Be- 
stehenden und aufbauend auf den bisherigen Erfah- 
rungen in diesem weiteren Rahmen ihren Platz fin- 
den. 

17 . Der Bericht der von den Bildungsministern ein- 
gesetzten Arbeitsgruppe hoher Beamter, der dem- 
nächst vom Rat geprüft wird, sieht die schrittweise 
Entwicklung der Zusammenarbeit nach Maßgabe 
der auftretenden Bedürfnisse vor und legt Gebiete 
fest, auf denen eine Aktion möglich wäre. Die in 
dem vorliegenden Dokument als Ausgangspunkte 
für die Aktion genannten Themen und der vorge- 
schlagene institutioneile Rahmen für die Zusammen- 
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arbeit tragen den Empfehlungen der Arbeitsgruppe 
voll und ganz Rechnung. 

18 . Die Kommission hat dieses erste Programm auf 
drei Hauptgebiete beschränkt. Das erste steht im Zu- 
sammenhang mit der Notwendigkeit, die Mobilität 
von Lehrern, Forschern und Studierenden innerhalb 
der Gemeinschaft im Interesse wissenschaftlicher 
Forschung zu verbessern und auszudehnen und be- 
trifft die Erweiterung der beruflichen Erfahrung so- 
wie ganz allgemein die Schaffung eines europäischen 
Rahmens für das Studium. Hierher gehört auch die 
Notwendigkeit, die Probleme der Gleichwertigkeit 
von Hochschulzeugnissen anzupacken. Das zweite 
Gebiet betrifft die Ausbildung der Kinder von Wan- 
derarbeitnehmern und das dritte die Förderung der 
Entwicklung einer europäischen Dimension im Bil- 
dungswesen. Hierzu gehört das Lehren und Erlernen 
von Fremdsprachen, das Studium Europas im Rahmen 
der Lehrpläne, eine stärkere Zusammenarbeit zwi- 
schen den Hochschulen in der Gemeinschaft sowie 
die Möglichkeit einer weiteren Verbreitung des Ge- 
dankens der Europäischen Schulen. 

19 . Für die bildungspolitische Planung in der Ge- 
meinschaft wird ein systematischer Informationsaus- 
tausch über die Entwicklung in den Mitgliedstaaten 
in zunehmendem Maße nützlich sein. Aus diesem 
Grund wird ein Überblick über die Informations- 
quellen, die bereits vorhandenen Unterlagen und 
über das Ausmaß des künftigen Bedarfs erstellt wer- 
den. Auf der Grundlage dieses Überblicks könnte 
die Schaffung eines Informations- und Dokumenta- 
tionsnetzes ins Auge gefaßt werden, das in das all- 
gemeine Informations- und Dokumentationsnetz, das 
Gegenstand einer Entschließung des Ministerrats 
vom 24. Juni 1971 ist, integriert werden könnte. 

20 . Es ist sehr wichtig, daß für die Aktionen der Ge- 
meinschaft im Bildungsbereich ein ständiger Gedan- 
ken- und Erfahrungsaustausch zwischen den einschlä- 
gigen Bereichen des Bildungswesens vorgesehen 
wird. Die aktive Beteiligung der Lehrkräfte aller 
Stufen ist erforderlich, wenn das Kooperationspro- 
gramm erfolgreich sein soll. Die Kommission hält 
daher die Schaffung entsprechender Verbindungs- 
und Konsultationseinrichtungen für unerläßlich. Sie 
ist sich bereits jetzt der Notwendigkeit bewußt, im 
Rahmen ihrer Informationspolitik den Informations- 
fluß zu diesen Kreisen zu verbessern, und es ist ge- 
plant, das Bildungsprogramm eng damit zu verknüp- 
fen. Darüber hinaus muß eine umfassende Beteili- 
gung aller Personen, die in die nationalen Bildungs- 
systeme einbezogen sind - Beamte, Bildungsplaner, 
Lehrkräfte, Forscher und Studenten -, an der Tätig- 
keit der Gemeinschaft auf den betreffenden Gebie- 
ten und bei der Ausarbeitung von Aktionsvorschlä- 
gen sichergestellt werden. Hier könnte sich unter 
anderem die Verteilung von Diskussionsunterlagen 
durch die Kommission, durch die entsprechende Bei- 
träge angeregt werden, als zweckmäßig erweisen. 

21 . Nach Ansicht der Kommission ist ferner ein Euro- 
päischer Ausschuß für das Bildungswesen erforder- 
lich, der die Kommission bei der Erstellung ihres 


bildungspolitischen Programms berät und unter- 
stützt. Ein solches Gremium wäre eine geeignete 
Form für den Informations- und Meinungsaustausch 
über die auf Gemeinschaftsebene relevanten bil- 
dungspolitischen Fragen einschließlich der Bezie- 
hungen zu Drittländern und zu den einschlägigen 
internationalen Organisationen. 

22 . Das Europäische Parlament beteiligt sich - vor 
allem durch die Tätigkeit seines Jugend- und Kul- 
turausschusses - aktiv an der Förderung von Aktio- 
nen im Bereich des Bildungswesens innerhalb der 
Gemeinschaft. Die Kommission begrüßt dieses Inter- 
esse und möchte das Parlament dazu ermutigen, sein 
Engagement auf diesem Gebiet künftig durch die 
ausdrückliche Aufnahme des Bildungswesens in den 
Aufgabenbereich seines Ausschusses zu demonstrie- 
ren. 

23 . Die Kommission erkennt ferner die Bedeutung 
einer Jugendpolitik an. Es wurden bereits Vorschlä- 
ge für die Schaffung geeigneter Vorkehrungen zur 
Beteiligung der Jugendorganisationen am Geschehen 
in der Gemeinschaft sowie für die Zusammenarbeit 
auf der Ebene der Regierungsvertreter in Jugendfra- 
gen gemacht. In diesem Dokument werden Fragen 
der Jugendpolitik nur im Zusammenhang mit Bil- 
dungsfragen angeschnitten. 


Teil C 


Mobilität im Bildungswesen 
Einleitung 

24 . Die Freizügigkeit von Personen über die Gren- 
zen der Mitgliedstaaten hinweg gehört zu den 
Grundelementen der Europäischen Gemeinschaft. 
Der Vertrag von Rom enthält ausdrückliche Bestim- 
mungen über die Freizügigkeit von Arbeitnehmern 
und Selbständigen. Für das Bildungswesen gelten 
diese Bestimmungen jedoch nur in begrenztem Um- 
fang. Studierende gehören nicht zu den bezeichneten 
Gruppen, und auch für die Lehrkräfte, die im öffent- 
lichen Dienst stehen, gelten die Vertragsbestimmun- 
gen nicht. 

25 . Die auf der Ratstagung und Konferenz der Bil- 
dungsminister im November 1971 geschaffene Ar- 
beitsgruppe bestätigte einmütig die Notwendigkeit 
einer Zusammenarbeit, um die Mobilität von Lehr- 
kräften, Studierenden und Forschern innerhalb der 
Gemeinschaft zu fördern und die bestehenden admi- 
nistrativen, sozialen und sprachlichen Schranken zu 
beseitigen. Die Kommission teilt diese Auffassung 
von der Bedeutung einer Aktion, um die Möglich- 
keiten und Voraussetzungen für eine Ausweitung 
der Erfahrung im Bildungsbereich innerhalb der Ge- 
meinschaft zu vergrößern, und begrüßt die Förde- 
rung eines stärkeren europäischen Bewußtseins, zu 
der eine solche Tendenz beitragen würde. 
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26 . Gegenwärtig besteht auf internationaler Ebene 
eine wachsende Zahl von Austausch- und Besuchs- 
programmen für Schüler, Studenten, Lehrer, junge 
Forscher und akademisches Personal. Innerhalb der 
Gemeinschaft weisen diese Programme jedoch zahl- 
reiche Lücken auf, und ihre Durchführung stößt auf 
viele praktische und finanzielle Schwierigkeiten. Die 
den verschiedenen Personenkreisen zu Gebote ste- 
henden Möglichkeiten sind sehr verschieden; zudem 
treten je nach der besonderen Struktur der Bildungs- 
einrichtungen in den Mitgliedstaaten unterschied- 
liche Probleme auf. In den nachstehenden Abschnit- 
ten werden daher nacheinander die Studierenden, 
das Lehr- und Forschungspersonal sowie die in der 
Jugendpflege und Bildungsverwaltung tätigen Per- 
sonen gesondert berücksichtigt. 

Mobilität der Studierenden 

27 . Was die Mobilität der Schüler betrifft, wäre es 
nach Ansicht der Kommission am zweckmäßigsten, 
in erster Linie zu prüfen, ob eine Ausdehnung der 
Besuchs- und Austauschprogramme, auf die im fol- 
genden Abschnitt eingegangen wird, auf Schüler und 
Lehrer auf Gruppenbasis möglich ist. 

28 . Im Bereich des Hochschulstudiums sind im we- 
sentlichen drei Problemkreise zu unterscheiden: 

a) die akademische Anerkennung der in einem Mit- 
gliedstaat erworbenen Schulabschlußzeugnisse 
und sonstiger Zeugnisse bei der Zulassung zum 
Hochschulstudium oder zu weiterführenden Bil- 
dungswegen in einem anderen Mitgliedstaat; 

b) Anrechnung von Studienzeiten auf das für die 
Abschluß- bzw. Diplomprüfung notwendige Stu- 
dium für Studierende an Hochschulen eines Mit- 
gliedstaates, die einen Teil dieses Studiums an 
Hochschulen in anderen Mitgliedstaaten absolvie- 
ren oder dort eine gleichwertige andere Tätigkeit 
ausüben; 

c) die akademische Anerkennung von Diplomen 
(oder anderer Befähigungsnachweise), die in 
einem Mitgliedstaat erworben wurden, für die 
Zulassung zum Aufbaustudium oder zur For- 
schungstätigkeit in einem andern Mitgliedstaat. 

29 . Umfang und Natur der anstehenden Probleme 
sind für jedes dieser drei Gebiete verschieden. Auch 
die anderen Hindernisse im administrativen, finan- 
ziellen, sprachlichen oder sozialen Bereich bestehen 
für die verschiedenen Kategorien von Studierenden 
in verschiedenen Stufen und Formen. Als Grundlage 
für eine kooperative Aktion muß daher zunächst ein 
genauer Überblick über die augenblickliche Lage in 
der Gemeinschaft, das Ausmaß und die Art der Be- 
wegung zwischen den einzelnen Ländern, die vor- 
handenen offiziellen und inoffiziellen Einrichtungen 
zur Förderung der Freizügigkeit, die Natur der an- 
stehenden Probleme sowie über Gebiete, auf denen 
die größten Hindernisse bestehen. 

30 . Die Kommission ist der Ansicht, daß es ange- 
sichts der Reformen der Sekundarstufe, der wachsen- 
den Vielfalt der nachsekundären Ausbildung in den 
Mitgliedstaaten, der ständigen Wandlungen der Un- 


terrichtsstruktur und der Einführung neuer Unter- 
richtsfächer sowie der wechselnden Bezeichnung der 
Zeugnisse und Diplome von wesentlicher Bedeutung 
ist, in der Frage möglicher Lösungen für die Aner- 
kennungsprobleme im Hochschulbereich die größt- 
mögliche Flexibilität zu wahren. 

31 . Ganz abgesehen von der Frage der Hochschul- 
reife bestehen in den einzelnen Ländern unterschied- 
liche Regelungen hinsichtlich der Zahl und der Ver- 
gabe der Studienplätze an den Hochschulen und in- 
nerhalb der verschiedenen Fakultäten. In manchen 
Ländern bestehen Zulassungsbeschränkungen in 
Form eines numerus clausus. Mit dem steigenden 
Bedarf an Studienplätzen für die Staatsangehörigen 
des eigenen Landes ist die Sonderregelung für die 
Zulassung ausländischer Studenten auf Vollzeit- oder 
Teilzeitbasis in einigen Mitgliedstaaten auf Schwie- 
rigkeiten gestoßen. Es wird daher nötig sein, die 
Position in dieser Hinsicht festzulegen, die in den 
einzelnen Ländern geltenden Regelungen zu prüfen 
und anhand des so gewonnenen Überblicks zu über- 
legen, welche Schritte zur Lösung dieser Probleme 
vorgeschlagen werden könnten. 

32 . In diesem Zusammenhang schlägt die Kommis- 
sion vor, Ende des Jahres ein Hearing über die An- 
erkennung von Hochschulzeugnissen zu veranstalten, 
auf dem die Probleme der Hochschullehrer und Stu- 
dierenden sowie des Personals der Bildungsverwal- 
tung in der Europäischen Gemeinschaft offen dar- 
gelegt werden. 

Mobilität des Lehr- und Forschungspersonals 

33 . Für Lehrer der Primär- und Sekundarstufe be- 
stehen Möglichkeiten für einen Auslandsaufenthalt 
meist in Form kurzfristiger Reisen mit Schüleraus- 
tauschgruppen, die mit Unterstützung der Unter- 
richtsbehörden und bzw. oder nationaler Stellen für 
den internationalen Schüleraustausch organisiert 
werden, sofern diese in den Mitgliedstaaten beste- 
hen. Für Schulleiter und Lehrer scheinen die Mög- 
lichkeiten eines dienstlichen Auslandsaufenthaltes 
auf individueller Basis (ein Jahr, ein Semester oder 
ein noch kürzerer Zeitabschnitt) ziemlich begrenzt. 
Sie hängen weitgehend von der in dem jeweiligen 
Mitgliedstaat geltenden Regelung der Lehrerfort- 
bildung ab. Auch die Möglichkeiten für in der Aus- 
bildung befindliche Lehrkräfte, einen Teil ihrer Aus- 
bildungszeit im Ausland zu verbringen, sollten unter- 
sucht und entwickelt werden. 

34 . Eine Verbesserung der Möglichkeiten für Lehrer, 
das Bildungswesen anderer Mitgliedstaaten sozusa- 
gen aus erster Hand kennenzulernen, wäre nach An- 
sicht der Kommissoin nicht nur vom pädagogischen 
Standpunkt aus gesehen wichtig, sondern würde 
auch dazu beitragen, das europäische Bewußtsein 
innerhalb der nationalen Bildungseinrichtungen zu 
stärken. Nach Prüfung des Umfangs und der Art der 
bestehenden Möglichkeiten und entsprechenden 
Konsultationen mit den Mitgliedstaaten und den ein- 
schlägigen Kreisen schlägt die Kommission daher 
vor, Mittel bereitzustellen, um Pilot-Programme für 
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den Lehreraustausch zu unterstützen. Ferner beab- 
sichtigt sie, bezüglich einer 1975 zu veranstaltenden 
Konferenz über die Mobilität im Sekundarschul- 
wesen die Initiative zu ergreifen. 

35. Für Lehrer und Forscher im Hochschulbereich 
bestehen dagegen wesentlich bessere Austauschmög- 
lichkeiten infolge eines gutentwickelten Systems von 
Gastprofessuren und Studienurlaub, von direkten 
Verbindungen oder Vereinbarungen zwischen Hoch- 
schulen oder einzelnen Fakultäten und Fachschaften 
sowie der Finanzierung von Studien und Forschung 
in Europa durch Stiftungen, Forschungsräte, Regie- 
rungen und sonstige Stellen. 

36. Die Voraussetzungen für die berufliche Mobilität 
der Mitglieder von Hochschuleinrichtungen inner- 
halb Europas sind in den einzelnen Mitgliedstaaten 
sehr unterschiedlich. Es wäre daher angebracht, die 
Gebiete und Richtungen zu bestimmen, in denen ein 
Austausch schwierig ist, die Hindernisse zu unter- 
suchen und unter Berücksichtigung bisheriger Erfah- 
rungen und des mehr oder weniger großen Erfolgs 
der bestehenden Programme und Regelungen zu 
überlegen, über welche Möglichkeiten die Kommis- 
sion verfügt, um kooperative Aktionen für eine 
künftige Steigerung der Mobilität im Hochschul- 
bereich vorzuschlagen. Die Kommission beabsichtigt 
daher, mit Unterstützung von Vertretern des Hoch- 
schulsektors eine solche Analyse durchzuführen und 
anschließend eine Konferenz über die Zusammen- 
arbeit im Hochschulwesen zu veranstalten, auf der 
die Mobilität im Hochschulbereich eines der Haupt- 
themen wäre. Im Anschluß daran wird die Kommis- 
sion dem Rat einen Bericht und entsprechende Vor- 
schläge unterbreiten. 

Mobilität der in der Bildungsverwaltung und in der 
Jugendpflege tätigen Personen 

37. Ein wichtiger Faktor für den Erfolg von Maß- 
nahmen zur Förderung der Mobilität von Lehrern 
und Studierenden innerhalb der Gemeinschaft ist die 
aktive Unterstützung derjenigen Personen, die in 
verschiedener Weise in der Unterrichtsverwaltung 
der einzelnen Länder auf regionaler Ebene tätig sind. 
In diesem Zusammenhang ist sich die Kommission 
bewußt, wie wichtig der Beitrag der Aufsichtsbehör- 
den und sonstiger beratender Stellen im Bereich des 
Bildungswesens ist. Es zeichnet sich ein wachsendes 
Interesse an einem Erfahrungsaustausch zwischen 
leitenden Beamten solcher Stellen ab, doch verfügen 
diese noch über wenig organisierte Möglichkeiten, 
um zu diesem Zweck auch nur kurze Dienstreisen 
in andere Mitgliedstaaten zu unternehmen. Die 
Kommission beabsichtigt daher, die Möglichkeit der 
Ausarbeitung eines Pilotprogramms für solche Rei- 
sen zu prüfen und dem Rat einen Bericht und ent- 
sprechende Vorschläge zu unterbreiten. 

38. Ebenso ist die Kommission der Ansicht, daß es 
angebracht wäre, solche Möglichkeiten auch für die 
Verantwortlichen im Bereich der Jugendpflege zu 
schaffen. Der organisatorische Aufbau der einschlä- 
gigen Dienststellen ist in den einzelnen Mitglied- 


staaten sehr verschieden, vor allem hinsichtlich der 
Art und Weise, wie die Jugendpflege und andere 
Sozialdienste mit einer nachsekundären Ausbildung 
verbunden sind. Die Kommission beabsichtigt, sich 
einen Überblick über die Art dieser in der Gemein- 
schaft bestehenden Dienste zu verschaffen und die 
Möglichkeiten für ein Programm zum Austausch von 
Jugendführern und in der Jugendpflege tätigen Per- 
sonen als ersten Schritt auf diesem besonderen Ge- 
biet zu prüfen. 


Teil D 


Ausbildung der Kinder von Wanderarbeitnehmern 

39. Gegenwärtig halten sich in der Europäischen 
Gemeinschaft über sechs Millionen Wanderarbeit- 
nehmer auf; die Anzahl ihrer Kinder im Alter zwi- 
schen vier und 18 Jahren beläuft sich auf über eine 
Million. Gebiete mit einer hohen Dichte von Wan- 
derarbeitnehmern haben beträchtliche Schwierigkei- 
ten, diesen Kindern eine angemessene Bildung zu 
garantieren. Die Kommission ist sich der großen 
Schwierigkeiten auf diesem Gebiet bewußt. Sie 
glaubt, daß die Europäische Gemeinschaft eine be- 
sondere Verantwortung hat, an deren Beseitigung 
mitzuwirken. 

40. Artikel 48 EWG-Vertrag sieht die Abschaffung 
jeder auf der Staatsangehörigkeit beruhenden unter- 
schiedlichen Behandlung der Arbeitnehmer der Mit- 
gliedstaaten in bezug auf Beschäftigung, Entlohnung 
und sonstige Arbeitsbedingungen vor. Ein wichtiger 
Aspekt dieser Bestimmung betrifft das Recht auf Bil- 
dung und die Bildungsmöglichkeiten für die gesamte 
Familie der Wanderarbeitnehmer. Nach der Charta 
der Menschenrechte hat jedes Individuum das Recht, 
bei seiner Familie zu wohnen. Im Rahmen der Sozial- 
politik der Europäischen Gemeinschaft können gemäß 
Artikel 12 der Verordnung Nr. 1612/68 die Kinder 
eines Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates, der 
im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates be- 
schäftigt ist oder beschäftigt gewesen ist, wenn sie 
im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaates wohnen, 
unter den gleichen Bedingungen wie die Staatsange- 
hörigen dieses Mitgliedstaates am allgemeinen Un- 
terricht sowie an der Lehrlings- und Berufsausbil- 
dung teilnehmen. Dieser Artikel sieht ferner vor, 
daß die Mitgliedstaaten die Bemühungen fördern, 
durch die diesen Kindern ermöglicht werden soll, 
unter den günstigsten Voraussetzungen am Unter- 
richt teilzunehmen. 

Die Entschließung des Rates über das Soziale 
Aktionsprogramm, die am 21. Januar 1974 förmlich 
angenommen wurde, führte unter den vorrangigen 
Vorhaben die Erarbeitung eines umfassenden Pro- 
gramms für Wanderarbeitnehmer bis Ende des Jah- 
res auf. 

Die Kommission wird hierzu ein erstes Programm 
bis zum 1. April 1974 vorlegen. Sie hat dem Rat be- 
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reils einen Vorschlag im Rahmen des Sozialen 
Aktionsprogramms für die Gewährung weiterer Bei- 
hilfen aus dem Europäischen Sozialfonds unterbrei- 
tet; diese Vorschläge bezwecken eine Verbesserung 
der Lage der Wanderarbeitnehmer und ihrer Fami- 
lien durch Programme, die auch ein Sprachtraining 
umfassen. Es wird angeregt, der Europäische Sozial- 
fonds solle Pilot-Versuche auf diesem Gebiet finan- 
zieren. Dieser Aspekt der besonderen Bildungsbe- 
dürfnisse der Wanderarbeitnehmer und ihrer Fami- 
lien ist ein wichtiger Teil der Bemühungen der Kom- 
mission bei der Vorbereitung des Sozialen Aktions- 
programms für Wanderarbeitnehmer. 

41 . Die Kommission ist sich der Mannigfaltigkeit 
der kurz- und langfristigen Probleme bewußt, die sich 
aus der sehr unterschiedlichen Aufenthaltsdauer und 
der Verschiedenheit der aus der Gemeinschaft wie 
auch von außerhalb stammenden Nationalitäten und 
sozio-ökonomischen Gruppen ergibt. Sie ist sich fer- 
ner dessen bewußt, daß die die Kinder betreffenden 
Probleme im Zusammenhang mit den Fragen betrach- 
tet werden müssen, die die gesamte Familie der 
Wanderarbeitnehmer betreffen. Die Kommission 
weist erneut auf die Bedeutung geeigneter Struktu- 
ren und Unterstützungssysteme hin, um die Integra- 
tion dieser Kinder in ihre neue schulische Umgebung 
unter gleichzeitiger Achtung ihrer eigenen kulturel- 
len Identität sicherzustellen. 

Vom pädagogischen Standpunkt aus gesehen sind 
mehrere Faktoren von besonderer Bedeutung: 

a) Vorkehrungen für die Aufnahme der Kinder und 
ihre Anpassung an das neue Ausbildungssystem; 

b) Maßnahmen zur weiteren Unterrichtung der Kin- 
der in ihrer Muttersprache und in der Kultur 
ihres Heimatlandes; 

c) Maßnahmen zur Förderung der Wiedereinglie- 
derung in das Bildungssystem ihres Heimatlandes 
mit entsprechender Anrechnung ihrer Ausbil- 
dungszeit im Ausland; 

d) Ausbildung von Lehrern, die mit den Problemen 
der Unterrichtung von Gastarbeiterkindern be- 
sonders vertraut sind, und Einstellung von aus- 
ländischen Lehrkräften, die mit der Muttersprache 
der betreffenden Kinder vertraut sind; 

e) Maßnahmen zur finanziellen Unterstützung der 
gleichen Art wie für Einheimische von Schülern 
und Studenten, die Kinder von Wanderarbeitern 
sind, um ihnen den Zugang zu den Bildungsein- 
richtungen aller Stufen zu ermöglichen. 

42 . Die Kommission beabsichtigt, einen Überblick 
über die Lage innerhalb der Gemeinschaft zu geben 
und durch Untersuchungen die Probleme im einzel- 
nen herauszuarbeiten, um dem Rat geeignete Vor- 
schläge zu unterbreiten. Die bereits von der Kom- 
mission im Rahmen des Sozialen Aktionsprogramms 
geschaffene Ad-hoc-Gruppe Wanderarbeitnehmer 
wird diesen Bildungsfragen besondere Aufmerksam- 
keit widmen, überdies ist die Kommission der Auf- 
fassung, daß gegebenenfalls eine Arbeitsgruppe für 
die Fragen der Bildung der Kinder von Wanderar- 
beitnehmern im Rahmen des bestehenden Beraten- 


den Ausschusses für die Freizügigkeit der Arbeit- 
nehmer nach Maßgabe des Artikels 15 der Geschäfts- 
ordnung dieses Ausschusses geschaffen werden 
könnte. Die Kommission wird auch die einschlägigen 
Tätigkeiten zwischenstaatlicher und nichtstaatlicher 
Gremien berücksichtigen, die sich mit Bildungspro- 
blemen der Familien von Wanderarbeitnehmern be- 
fassen. 


Teil E 


Eine Europäische Dimension im BNdungswesen 


Einleitung 

43 . Da es notwendig ist, das Verständnis der 
Öffentlichkeit zu fördern und ein aktives Interesse 
an der Entwicklung Europas zu wecken, wenn das 
europäische Einigungswerk vollendet werden soll, 
kommt der Gemeinschaft die besondere Verantwor- 
tung zu, solche Entwicklungen im Bereich des Bil- 
dungswesens zu fördern, die hierzu beitragen könn- 
ten. Bessere Möglichkeiten für das Erlernen von 
Fremdsprachen, Kenntnis anderer europäischer Län- 
der und Völker sowie der Entwicklung des euro- 
päischen Integrationsprozesses, Zusammenarbeit auf 
allen Bildungsebenen und Innovation im Bildungs- 
wesen in Anlehnung an das Experiment der Europa- 
Schulen stellen wichtige Bereiche für Gemeinschafts- 
aktionen dar. 


Das Erlernen von Fremdsprachen 

44 . Bereits seit langem werden auf nationaler und 
internationaler Ebene Bemühungen unternommen, 
das Erlernen und Lehren von Fremdsprachen auszu- 
dehnen und zu verbessern. Das besondere Interesse 
der Gemeinschaft an diesem Gebiet ergibt sich aus 
der Notwendigkeit, den raschen Gedanken- und In- 
formationsaustausch zwischen den Völkern der Ge- 
meinschaftsländer zu fördern und die Sprachschran- 
ken, welche die berufliche und kulturelle Freizügig- 
keit von Personen innerhalb der Gemeinschaft be- 
hindern, abzubauen. 

45 . Nach Ansicht der Kommission sollten sämtliche 
Bürger im Laufe ihrer Ausbildung die Möglichkeit 
haben, wenigstens eine oder besser noch zwei Fremd- 
sprachen zu erlernen; sie ist sich jedoch dessen be- 
wußt, daß die Möglichkeiten je nach den bestehen- 
den Traditionen und Bedürfnissen von Land zu Land 
verschieden sind. Als Ziel sollte angestrebt werden, 
daß möglichst viele Personen in der Lage sind, sich 
neben ihrer Muttersprache in einer Fremdsprache 
auszudrücken und eine weitere Fremdsprache zu ver- 
stehen. 

46 . Die Kommission ist sich der Bedeutung des 
Sprachunterrichts für alle Altersstufen bewußt; je- 
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doch vertritt sie die Ansicht, daß es zumindest an- 
fänglich notwendig sein wird, das Augenmerk auf 
einen begrenzten Aspekt zu lenken und Lücken im 
vorhandenen Angebot zu entdecken. Die Kommis- 
sion hat die Möglichkeit, sich einen Überblick über 
die Situation in der Gemeinschaft zu verschaffen 
und unter Mithilfe von einschlägigen Sachverstän- 
digen zur Verstärkung der künftigen Aktivitäten auf 
kooperativer Basis beizutragen. 

47. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt wäre es nach An- 
sicht der Kommission am zweckmäßigsten, wenn sie 
Informationen über das Sprachangebot sammeln und 
vergleichen würde, Studien und Untersuchungen 
über offensichtliche Lücken durchführen und diese 
Informationen als Unterlagen für die Ausarbeitung 
eines gemeinschaftlichen Plans zur Verstärkung der 
Zusammenarbeit und der Entwicklung bereitstellen 
würde. Diese vorbereitende Analyse würde unter 
anderem die Information über Programme für Aus- 
landsaufenthalte von Lehramtskandidaten als Be- 
standteil der Lehrerausbildung, nationale Projekte 
zur Lehrplan-Entwicklung auf dem Gebiet des 
Sprachunterrichts, Umfang und Natur der Investitio- 
nen in Forschung und Entwicklung auf diesem Ge- 
biet, das Ausmaß der Vollzeit- oder Teilzeitunter- 
richtstätigkeit von Staatsangehörigen anderer Mit- 
gliedstaaten und die internationale Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Entwicklung und des Austauschs 
von Unterrichtsmaterial einschließen. 

48. Darüber hinaus beabsichtigt die Kommission, 
die zuständigen nationalen Rundfunkanstalten zur 
Zusammenarbeit aufzufordern, um das Angebot von 
Sprachprogrammen in Rundfunk und Fernsehen der 
Mitgliedstaaten sowie die Möglichkeiten für die Ver- 
wendung anderer geeigneter Sendungen im Dienste 
des Sprachunterrichts zu prüfen. 

49. Die Kommission schlägt vor, Pilot-Studien über 
das Sprachangebot in den verschiedenen Bildungs- 
systemen und den Einsatz der erworbenen Sprach- 
kenntnisse im Rahmen der nachschulischen Tätigkeit 
und im Berufsleben durchzuführen. Es könnten 
Kolloquien veranstaltet werden, um das Sprachan- 
gebot und den Einsatz der Sprachkenntnisse zu er- 
örtern. Es könnten besondere Stipendien (aus dem in 
folgenden Abschnitt erwähnten Fonds) gewährt wer- 
den für Studien über bestimmte Aspekte der mit dem 
Erlernen von Fremdsprachen zusammenhängenden 
Probleme. Aufgrund der Ergebnisse dieser Studien 
und eines deutlicheren Überblicks über den Bedarf 
wäre es möglich, Anhaltspunkte für gemeinsame 
Aktionen innerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
zu bestimmen und einen Bericht für den Rat auszu- 
arbeiten, in dem die möglichen Grundlinien einer 
künftigen Zusammenarbeit aufgezeigt werden könn- 
ten. 


Das Studium Europas 

50. Die Kommission hat in den letzten Jahren im 
Rahmen ihres Informationsprogramms eine Reihe 
von Aktivitäten durchgeführt, die dazu bestimmt 
waren, Informationen über die Gemeinschaft zu lie- j 


fern und den Unterricht und die Forschung über die 
Gemeinschaft zu fördern. Diese Aktivitäten, die auch 
künftig fortgeführt werden, umfassen die Finanzie- 
rung eines Verzeichnisses der Dissertationen über 
die europäische Integration, die Errichtung von Do- 
kumentationszentren im Rahmen höherer Bildungs- 
einrichtungen, die Vergabe von Preisen und Stipen- 
dien für Dissertationen über Aspekte der europäi- 
schen Integration, die Beteiligung an einschlägigen 
Organisationen und die Veranstaltung von Besu- 
chen von Lehrer- und Schülergruppen bei den Ge- 
meinschaftsorganen. 

51. Diese Bemühungen müssen nunmehr nach Um- 
fang und Rahmen erweitert werden. Es sollte Auf- 
gabe der Gemeinschaft sein, Initiativen zu unter- 
stützen, in die Lehrpläne Europa-Studien im wei- 
testen Sinne - einschließlich der Beziehungen zwi- 
schen Europa und der übrigen Welt - aufzunehmen. 
Die Berücksichtigung Europas im Bildungswesen 
sollte auf breiter Basis stehen und das Bewußtsein 
um den weltweiten Kontext, in dem die Europäische 
Gemeinschaft steht, widerspiegeln. Sie sollte der Ju- 
gend die Kenntnis der jüngsten Gemeinschaftsent- 
wicklung und die Fähigkeit vermitteln, deren Errun- 
genschaften in Frage zu stellen und zu kritisieren. 

52. In mehreren Ländern besteht aktives Interesse 
an einem verstärkten Studium Europas. Es wurden 
verschiedene Wege aufgezeigt, die sich teils auf das 
Sprachstudium, teils auf andere Disziplinen stützen. 
In einigen Fällen geschah dies in Form eines neuen 
Lehrplan-Elements, der sogenannten „Europäischen 
Studie". Diese Vielfalt ist begrüßenswert, und es 
wäre nützlich, einen Gedanken- und Erfahrungsaus- 
tausch über die verschiedenen in den Lehrplänen 
eingeschlagenen Wege durchzuführen. 

Aus diesem Grunde muß zunächst eine Analyse des 
gegenwärtigen Standes der Europäischen Studien in 
den einzelnen Mitgliedstaaten durchgeführt werden. 
Dieser Überblick würde die Lehrpläne der Sekundar- 
stufe, der nachsekundaren Ausbildung und der Er- 
wachsenenfortbildung sowie die jedem Land eigenen 
Entwicklungsstrukturen und die Hauptprobleme der 
Lehrer und der Lehrplan-Entwicklung berücksich- 
tigen. 

53. Nach Ansicht der Kommission kommt der Ge- 
meinschaft bei der Intensivierung von Europa-Stu- 
dien innerhalb der Lehrpläne eine bedeutende Rolle 
zu. Sie schlägt daher vor, die Schaffung von Lehrer- 
Teams, die experimentelle Lehrplan-Projekte ent- 
werfen und entwickeln, sowie den Gedanken- und 
Erfahrungsaustausch zwischen Lehrern der verschie- 
denen Länder zu fördern. Auf einer weiteren Stufe 
wäre es nach Ansicht der Kommission angebracht, 
ein europäisches Netz von Bildungseinrichtungen zu 
errichten, die in den Mitgliedstaaten als Kristalli- 
sationspunkte für die Diskussion, die Lehrplan-Ent- 
wicklung und die Lehrerausbildung wirken. Die 
Kommission beabsichtigt ferner, zu Vertretern des 
Bildungswesens, die an dieser besonderen Entwick- 
lung interessiert sind, Verbindungen aufzunehmen 
und gleichzeitig ihre als Quellenmaterial für Lehrer 
bestimmten Veröffentlichungen zu überprüfen. 
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54 . Unter eben diesem Blickwinkel der Förderung 
eines intensiveren Gedanken- und Erfahrungsaus- 
tausches auf diesem Gebiet wäre nach Ansicht der 
Kommission ein weiterer wichtiger Schritt in dieser 
Anfangsphase, die Schaffung eines gemeinsamen 
Stipendienfonds der Gemeinschaft, um den Aufent- 
halt bis zu einem Jahr oder einem Semester an Bil- 
dungseinrichtungen anderer Länder zu ermöglichen. 
Diese Stipendien würden Lehrkräften der Sekundar- 
und der nachsekundaren Ausbildung gewährt und 
würden dazu dienen, Versuchsprogramme und Pro- 
jekte zu fördern, die das Studium Europas im wei- 
teren Sinne, d. h. einschließlich der Berücksichtigung 
eines europäischen Aspekts auf anderen Studien- 
gebieten, betreffen. Das Stipendienprogramm sollte 
es, wie bereits erwähnt, auch möglich machen, Sti- 
pendien für das Erlernen von Sprachen zu gewähren 
und sollte auch Stipendien zur Förderung des Gra- 
duiertenstudiums auf dem allgemeinen Gebiet der 
europäischen Studien vorsehen. Es ist geplant, in 
den Jahren 1974/75 ein detailliertes Programm aus- 
zuarbeiten, das im September 1976 anlaufen soll. 

55 . Die Kommission wird sich mit der Voll- und 
Teilzeitausbildung auf allen Stufen befassen und 
wird besonderen Nachdruck auf die systematische 
Ausarbeitung von Programmen für die Lehreraus- 
bildung und Lehrerfortbildung legen, die die Lehrer 
in die Lage versetzen sollen, solche Curriculum- 
Elemente auf- und auszubauen. Sie schlägt daher vor, 
Pilot-Programme der Lehrerausbildung und Lehrer- 
fortbildung, die entweder auf das Studium des ge- 
genwärtigen Europas oder die direkte Berufserfah- 
rung in einem anderen Mitgliedstaat ausgerichtet 
sind, im Hinblick auf einen Anreiz zur Weitergabe 
der gewonnenen Erfahrungen finanziell zu unterstüt- 
zen. Darüber hinaus beabsichtigt die Kommission, 
die Ausweitung der Kontakte zwischen Hochschulen, 
die sich schwerpunktmäßig mit diesem Gebiet be- 
fassen, zu fördern. Schließlich sollte die Kommission 
in der Lage sein, europäische Stellen auf europäi- 
scher Ebene, die die Zusammenarbeit und Entwick- 
lung auf diesem Gebiet fördern, zu unterstützen. 


Zusammenarbeit zwischen den Hochschulen 

56 . Die europäischen Hochschulen und Universitä- 
ten sind sich der Bedeutung ihrer mit der For- 
schungs- und Lehrtätigkeit verbundenen sozialen 
Rolle und Verantwortung bewußt. Die politische, 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Realität des 
Aufbaus der Europäischen Gemeinschaft eröffnet 
Forschern, Lehrern und Studenten neue Bereiche; 
zudem werfen die einzelnen Sektoren der Gemein- 
schaftspolitik komplexe Probleme der politischen 
Planung und Verwirklichung auf. Die Kommission 
ist der Ansicht, daß die Hochschulen auf diesem Ge- 
biet einen beträchtlichen Beitrag leisten können. 

57 . An den Universitäten bestanden seit jeher Bil- 
dungstraditionen, die über die nationalen Grenzen 
hinausreichten und Gelehrte, Studierende und Ge- 
danken aus allen Teilen der Welt anzogen. Sie sind 
ihrem Wesen nach internationale Institutionen, und 


innerhalb der Europäischen Gemeinschaft besteht be- 
reits ein Netz von Kontakten zwischen Gelehrten 
vieler Disziplinen. In den letzten Jahren wurde 
diese Tendenz jedoch durch gemeinsame For- 
schungsprogramme und Konsortien von Hochschulen 
und Fakultäten, die sich zur gemeinsamen oder koo- 
perativen Durchführung von Studien- und For- 
schungsprogrammen zusammenschlossen, sowie 
durch ein wachsendes Interesse an der Zusammen- 
arbeit zwischen Hochschulen in Grenzgebieten noch 
verstärkt. 

58 . Nach Ansicht der Kommission sollten die Ver- 
bindungen und die Zusammenarbeit zwischen Uni- 
versitäten und Hochschulen in den einzelnen Ge- 
meinschaftsländern verstärkt und erweitert werden. 
Die Gemeinschaft sollte diese Entwicklung aktiv un- 
terstützen. Die Kommission hatte bereits die Gele- 
genheit, in dieser Richtung tätig zu werden und an- 
erkennt die wachsende Erfahrung zahlreicher Hoch- 
schulen auf dem Gebiet dieser Zusammenarbeit. Sie 
hält es für angebracht, zusammen mit Vertretern des 
Hochschulwesens zu prüfen, (a) welche Maßnahmen 
getroffen werden könnten, um die Verbreitung der 
Information und den Erfahrungsaustausch zu erwei- 
tern, (b) welches die aussichtsreichsten Gebiete für 
eine Ausweitung der Zusammenarbeit sind und (c) 
mit welchen Mitteln dieses Ziel durch die Gemein- 
schaft am wirkungsvollsten gefördert werden könnte. 

59 . Die Kommission weist in diesem Zusammen- 
hang auf das große Interesse hin, das in der Gemein- 
schaft der Entwicklung neuer Unterrichtssysteme und 
insbesondere der „offenen Universität" entgegenge- 
bracht wird. Dieses Bildungssystem ist für Studie- 
rende bestimmt, die neben dem Studium einen Beruf 
oder eine andere Tätigkeit ausüben, die geographisch 
über das ganze Land verstreut sind und aus irgend- 
einem Grund keine Gelegenheit hatten, am Anfang 
ihrer Laufbahn ein Hochschulstudium zu absolvieren. 
Die Kommission wird weiterhin Pilot-Studien unter- 
stützen, durch die festgestellt werden kann, inwie- 
weit in der Gemeinschaft die Voraussetzungen für 
die Förderung neuer Bildungssysteme gegeben sind. 

Europa-Schulen 

60 . Die bestehenden sechs Europa-Schulen wurden 
vor allem zu dem Zwecke gegründet, die Ausbildung 
der Kinder der Bediensteten der Europäischen Ge- 
meinschaftsorgane sicherzustellen. Im Prinzip stehen 
sie jedoch auch anderen Kindern offen. Diese Schulen 
wurden zum Mittelpunkt für pädagogische Erfahrun- 
gen mit Kindern unterschiedlicher Nationalitäten, 
vor allem hinsichtlich des Erlernens von Fremdspra- 
chen und der Entwicklung eines europäischen Be- 
wußtseins. Anläßlich der Erweiterung der Europäi- 
schen Gemeinschaft hält es die Kommission für an- 
gebracht, eine weitere Verbreitung der Konzeption 
der Europa-Schulen in der Gemeinschaft ins Auge zu 
fassen, wobei die Erfahrungen der bestehenden 
Schulen genutzt werden könnten. Diese Schulen soll- 
ten nicht nur auf Orte beschränkt sein, an denen 
europäische Gemeinschaftsorgane bestehen. Viel- 
mehr sollten Zweckmäßigkeit und Durchführbarkeit 
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einer Ergänzung des bestehenden Bildungsangebots 
in Städten oder Regionen mit einem großen Anteil 
von Wanderarbeitnehmern, in grenznahen Ge- ; 
bieten oder dort geprüft werden, wo die Gegeben- 
heiten besonders günstig sind, um eine klare euro- 
päische Dimension zu entwickeln. 

61 . Die Kommission schlägt daher vor, eine beson- i 
dere Studiengruppe zu bilden, der die Aufgabe zu- 
kommt, die Möglichkeiten einer weiteren Verbrei- 
tung des Gedankens der Europa-Schulen zu prüfen 
und Alternativlösungen zur Erreichung dieses Ziels 
auszuarbeiten. Die Kommission schlägt vor, den Ver- 
waltungsrat und das Personal der bestehenden 
Europa-Schulen zu ersuchen, im Lichte ihrer Erfah- 
rungen und der bisherigen Entwicklung eigene Vor- 
schläge vorzulegen. 


Teil F 


Beziehungen zum Europarat, 
zur OECD und zur UNESCO 

62 . Der Vertrag weist der Kommission (Artikel 229) 
und der Gemeinschaft (Artikel 230 und 231) folgende 
Aufgaben zu: 

„Die Kommission unterhält alle zweckdienlichen Be- 
ziehungen zu den Organen der Vereinten Nationen 
und ihren Fachorganisationen .... Sie unterhält fer- 
ner, soweit zweckdienlich, Beziehungen zu allen in- 
ternationalen Organisationen“ (Artikel 229). 

„Die Gemeinschaft führt jede zweckdienliche Zusam- 
menarbeit im Europarat herbei“ (Artikel 230). „Die 
Gemeinschaft führt ein eigenes Zusammenwirken mit 
der Europäischen Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit herbei. Die Einzelheiten werden ge- 
meinsam festgelegt“ (Artikel 231). 

63 . Die Beziehungen zwischen der Kommission und 
der UNESCO wurden durch einen Schriftwechsel 
(2./15. September 1964) zwischen der Kommission 
und dem UNESCO-Sekretariat geregelt. Dieser 
Schriftwechsel, den die Unterzeichner als Vereinba- 
rung bezeichnen, wird durch einen weiteren Brief- 
wechsel zwischen dem Präsidenten der Kommission 
und dem Generaldirektor der UNESCO (12. Dezem- 
ber 1972/1 4. Februar 1973) ergänzt, der unter anderem 
die Einsetzung mehrerer gemischter Arbeitsgruppen 
vorsieht, von denen sich drei mit folgenden Gebie- 
ten befassen: Hochschulbildung einschließlich Gleich- 
wertigkeit der Diplome, Analphabetentum in Afrika 
sowie Entwicklungshilfe auf dem Gebiet der Bildung, 
Wissenschaft, Kultur und der Informationsmedien. 
Diese Arbeitsgruppen sind bereits zusammenge- 
treten. 

64 . Die Zusammenarbeit mit dem Europarat ent- 
wickelte sich auf der Grundlage eines Briefwechsels 


! vom 18. August 1959, dessen Abmachungen immer 
noch Gültigkeit haben. Die Kommission ist im Aus- 
schuß für kulturelle Zusammenarbeit und in dessen 
drei wichtigsten Unterausschüssen für Hochschulwe- 
sen und Forschung, Schule und Erziehung und außer- 
schulische Bildung vertreten. Vor kurzem stattete 
| eine auf hoher Ebene gebildete Arbeitsgruppe des 
Europarates dem Präsidenten der Kommission einen 
Besuch ab, um die Zusammenarbeit zwischen der 
Gemeinschaft und dem Europarat zu erörtern. Es 
wurde von beiden Seiten anerkannt, daß trotz der 
unterschiedlichen Art der im Rahmen der jeweiligen 
Zuständigkeitsbereiche geleisteten Arbeit die Zu- 
sammenarbeit zwischen der Kommission und dem 
Europarat generell verstärkt werden könnte und 
sollte. 

65 . Das Zusatzprotokoll Nr. 1 zum OECD-Überein- 
kommen sieht die Beteiligung der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften an der Arbeit der 
OECD vor. Die Kommission ist im Bildungsausschuß 
der OECD und im Verwaltungsrat des Zentrums für 
Bildung, Forschung und Innovation (CERI), das im 
Rahmen der OECD tätig ist, vertreten. 

66. Die Tatsache, daß die Europäische Gemeinschaft, 
die OECD, der Europarat und die UNESCO sich mit 
Bildungsfragen befassen, bedeutet nicht unbedingt 
Doppelarbeit. Jede Organisation hat ihre eigenen 
spezifischen Ansatzpunkte und besonderen Interes- 
sen an allgemeinen Problemen der Bildung. Dies ist 
angesichts der Verschiedenheit der Mitglieder und 
der institutioneilen Voraussetzungen, der unter- 
schiedlichen Natur der Aufgaben, die angesichts der 
ganz verschiedenen politischen Ziele und Rechte 
der Europäischen Gemeinschaft, der OECD, des Euro- 
parates und der UNESCO zu lösen sind, nur natür- 
lich. Der Gemeinschaft kommt aufgrund ihres poli- 
tischen Mandats die Aufgabe zu, ihre Aktivitäten 
in der Tiefe anzusetzen. 

67 . Die Europäische Gemeinschaft sollte jede ge- 
eignete Anregung zur Verbesserung der Zusammen- 
arbeit zwischen den internationalen Organisationen 
in flexibler und pragmatischer Weise aufnehmen. 
Diese Zusammenarbeit könnte allerdings nicht ar- 
beitsteilig erfolgen. Eine Arbeitsteilung wäre nicht 
mit der Natur und dem instutionellen Rahmen der 
Europäischen Gemeinschaft vereinbar und sollte auf 
keinen Fall durch Abmachungen festgelegt werden, 
durch die die Europäische Gemeinschaft an einer 
Ausweitung ihrer Tätigkeit auf andere Gebiete be- 
hindert werden könnte. Mit anderen Worten, es 
müssen Lösungen vermieden werden, die die natür- 
liche Entwicklung und Dynamik der Europäischen 
Gemeinschaft einschränken könnten. 

68. Der vorgeschlagene Europäische Ausschuß für 
den Bereich des Bildungswesens wird Tätigkeiten, 
die sich auf spezifische, innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft durchzuführende Projekte beziehen, 
berücksichtigen. 
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Entwurf einer Entschließung des Rates der Europäischen Gemeinschaften 

und der Konferenz der Minister für Bildung und Erziehung über die Zusammenarbeit 

auf dem Gebiet des Bildungswesens in der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAF- 
TEN UND DIE IM RAT VEREINIGTEN MINISTER 
FÜR BILDUNG UND ERZIEHUNG - 

gestützt auf die Verträge zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaften, 

gestützt auf die Schlußfolgerungen der Tagung 
des Rates und der im Rat vereinigten Regierungs- 
vertreter der Mitgliedstaaten vom 16. November 
1971 in Brüssel, 

gestützt auf den Entwurf der Kommission, 
gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments, 

gestützt auf die Stellungnahme des Wirtschafts- j 
und Sozialausschusses, 

im Bewußtsein der bedeutenden Rolle, die dem 
Bildungswesen bei der künftigen Entwicklung der 
Europäischen Gemeinschaft zukommt, 

in der Überzeugung, daß sich gemeinsame Aktio- 
nen auf dem Gebiet des Bildungswesens in den Rah- j 
men der Gemeinschaft durch die Verträge über- 
tragenen Aufgaben einfügen sollten, 

in der Erwägung, daß diese Zusammenarbeit den 1 
Werten der Bildung an sich entspricht und nicht 
nur als Mittel zur Erreichung sozio-ökonomischer 
Ziele betrachtet werden sollte, 

in Anerkennung der Bedeutung, die der Wechsel- 
be Ziehung zwischen dem Bildungsbereich und den 
anderen Tätigkeitsbereichen der Gemeinschaft zu- j 
kommt, 

in Bekräftigung der Tatsache, daß die im Rahmen 
dieser Zusammenarbeit durchzuführenden Tätigkei- 
ten die Verschiedenheit der Bildungssysteme, Bil- 
dungspolitiken und Bildungspraktiken der Mitglied- ; 
Staaten berücksichtigen müssen, 

in Anerkennung des Umstandes, daß eine erfolg- ; 
reiche Zusammenarbeit in der Gemeinschaft auf dem ! 
Gebiet des Bildungswesens die Beteiligung derjeni- 
gen, die im einzelstaatlichen Bereich die Verantwor- 
tung tragen, an der Tätigkeit der Gemeinschaft auf 
diesem Gebiet voraussetzt - 

HABEN FOLGENDE ENTSCHLIESSUNG ANGE- 
NOMMEN: 

— beschließen, die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Bildungswesens im Rahmen der Europäischen 
Gemeinschaft einzuführen; 

— bekräftigen die Notwendigkeit, die Mobilität der 
Studierenden, Lehrkräfte, Forscher und der in 
der Bildungsverwaltung und Jugendpflege täti- 
gen Personen innerhalb der Gemeinschaft zu ver- i 
bessern und nehmen die Absicht der Kommission 
zur Kenntnis, (a) Pilot-Programme für den Aus- 
tausch von Lehrern und in der Bildungsverwal- 
tung und in der Jugendpflege tätigen Personen 
auszuarbeiten und (b) im Hinblick auf die Ana- 
lyse des Problems, zwei Konferenzen über die 


Mobilität im Sekundarschulwesen bzw. Hoch- 
schulwesen im Jahre 1975 einzuberufen; 

— bekräftigen ihre Sorge um die Ausbildung der 
Kinder von Wanderarbeitnehmern und begrüßen 
die Absicht der Kommission, gegebenenfalls eine 
Arbeitsgruppe im Rahmen des Beratenden Aus- 
schusses für die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
einzusetzen sowie bei der Prüfung der in den 
Mitgliedstaaten geltenden Vorschriften und bei 
der Vorbereitung eines Vorschlages für die wei- 
tere Tätigkeit der Gemeinschaft mitzuwirken; 

— nehmen die Absicht der Kommission zur Kennt- 
nis, einen Überblick über die bestehenden Poli- 
tiken auf dem Gebiet des Erlernens und Lehrens 
von Fremdsprachen in den Mitgliedstaaten zu er- 
stellen, die Rundfunkanstalten um Mitarbeit bei 
der Erstellung dieses Überblicks zu ersuchen und 
diese Arbeit durch die Gewährung von Stipen- 
dien für die Untersuchung von Aspekten der mit 
dem Sprachunterricht zusammenhängenden Pro- 
bleme zu unterstützen; 

— bekräftigen die Bedeutung des Studiums Euro- 
pas, seiner Geschichte, Geographie und Kultur, 
und insbesondere seiner gegenwärtigen sozialen 
und politischen Entwicklung, und billigen die 
Vorschläge der Kommission für eine Intensivie- 
rung der Gemeinschaftstätigkeit zur Förderung 
solcher Entwicklungen durch die Schaffung eines 
Stipendienprogramms, durch Pilot-Programme für 
die Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung so- 
wie insbesondere durch die Förderung einer 
Reihe von Projekten auf dem Gebiet der Lehr- 
planentwicklung in den Mitgliedstaaten; 

— nehmen die Absicht der Kommission zur Kennt- 
nis, die Zusammenarbeit zwischen den Hoch- 
schulen der Gemeinschaft durch Förderung von 
Verbindungen oder Gremien im Bereich von 
Lehr- und Forschungsprogrammen voranzutrei- 
ben und Pilot-Programme für die Entwicklung 
nicht-herkömmlicher Lehr- und Lernsysteme für 
Erwachsene weiterhin zu unterstützen; 

— nehmen den Vorschlag der Kommission zur 
Kenntnis, eine Studiengruppe zur Prüfung der 
Möglichkeiten für eine Verbreitung des Systems 
und des Gedankens der Europäischen Schulen zu 
schaffen; 

— nehmen die Absicht der Kommission zur Kennt- 
nis, im Hinblick auf eine künftige Stärkung des 
Austausches einschlägiger Informationen auf Ge- 
meinschaftsebene einen Überblick über die be- 
stehenden Dokumentationsquellen und das vor- 
handene statistische Material über die Entwick- 
lung des Bildungswesens in der Gemeinschaft zu 
erstellen; 

— nehmen die Ausgabenvoranschläge für die Tätig- 
keiten im Bereich des Bildungswesens zur Kennt- 
nis. 
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Entwurf eines Beschlusses des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
über die Schaffung eines Europäischen Ausschusses für die Zusammenarbeit 
im Bereich des Bildungswesens 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf die Verträge zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaften, 

gestützt auf den Entwurf der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Anerkennung dessen, daß der Rat und die Kon- 
ferenz der im Rat vereinigten Minister für Bildung 

und Erziehung mit der Entschließung vom 

die Zweckmäßigkeit bekräftigt haben, eine gemein- 
same Aktion im Bereich des Bildungswesens zu ent- 
wickeln, 

in Anerkennung der Tatsache, daß die Durchfüh- 
rung einer gemeinsamen Aktion im Bereich des Bil- 
dungswesens einen umfassenden Informations- und 
Gedankenaustausch zwischen den zuständigen Stel- 
len erfordert und daß es zu diesem Zweck ange- 
bracht ist, einen Europäischen Ausschuß für die Zu- 
sammenarbeit im Bereich des Bildungswesens zu 
schaffen - 

BESCHLIESST : 

Artikel 1 

Hiermit wird ein Europäischer Ausschuß für die Zu- 
sammenarbeit im Bereich des Bildungswesens (nach- 
stehend „der Ausschuß" genannt) geschaffen. 

Artikel 2 

Dem Ausschuß kommt die Aufgabe zu, Informatio- 
nen zusammenzutragen und bildungspolitische Fra- 
gen, die für die Gemeinschaft von Bedeutung sind, 
zu erörtern. Er berät die Kommission bei der Aus- 
arbeitung und Entwicklung des Aktionsprogramms 
für das Bildungswesen. 


Artikel 3 

Gemäß dieser Aufgabe arbeitet der Ausschuß auf 
Antrag der Kommission oder von sich aus Stellung- 
nahmen und Berichte aus, die an die Kommission 
gerichtet werden. Der Ausschuß kann die Prüfung 
besonderer Fragen Arbeitsgruppen übertragen, die 
aus einigen seiner Mitglieder bzw. Stellvertreter 
oder aus Sachverständigen bestehen. 

Artikel 4 

Der Ausschuß setzt sich aus je drei Mitgliedern und 
drei Stellvertretern für jeden Mitgliedstaat zusam- 
i men, die vom Rat auf Vorschlag der betreffenden 
Mitgliedstaaten ernannt werden. 

Artikel 5 

1. Das Mandat der Mitglieder des Ausschusses und 
ihrer Stellvertreter ist auf drei Jahre befristet; es 
kann verlängert werden. 

2. Nach Ablauf des Mandats verbleiben die Mit- 
glieder im Amt, bis ein Nachfolger ernannt oder 
ihre Ernennung verlängert worden ist. 

Artikel 6 

1. Den Vorsitz im Ausschuß führt ein Vertreter der 
Kommission. 

2. Der Vorsitzende beruft den Ausschuß von sich 
aus oder auf Antrag wenigstens eines Drittels 
der Mitglieder ein. 

Artikel 7 

| 

Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 
Artikel 8 

! Die Sekretariatsaufgaben werden von den Dienst- 
1 stellen der Kommission erledigt. 
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Anhang 


Kostenaufstellung 

1. Identifizierung des Formblattes, juristische und administrative Angaben 

1.1. Datum des Formblattes: 5. März 1974 

1.2. Artikel bzw. Posten des Haushaltsplans: 

Neues Bildungsprogramm bestehend aus 

— spezifischen Aktionen, die unter einem neuen Artikel des Haushalt- 
plans 395 „Ausgaben im Zusammenhang mit Aktionen im Bereich des 
Bildungswesens“ zusammenzufassen sind. Der unter diesem Kapitel 
vorzusehende Ausgabenvoranschlag ist Gegenstand dieser Aufstellung. 

1.3. Haushaltsjahr 1975 

2. Bezeichnung der Aktion 

Förderung der Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Bildungswesens in der 
Gemeinschaft 

3. Unter Artikel 395 vorgesehene Ausgaben 

3.0. Gesamtausgaben für die Aktion während des ganzen in Betracht kommen- 
den Zeitraums (zu Lasten des Gemeinschaftshaushalts) 

— Anlaufen einer ständigen Aktion 

3.1. Vorgesehene Mittel 

1975 1976 1977 

1,2 Mio RE 1,8 bis 2,2 Mio RE 2,0 bis 2,5 Mio RE 

3.2. Erläuterungen 

3.2.1. Ermittlung der Gesamtsumme: der Betrag von 1,2 Mio RE ermittelt 
sich wie folgt: 


T ätigkeitsbereiche 

Mobilität im Bildungswesen (Teil C) 


(i) Pilot-Programme 

(ii) Vorarbeiten betreffend Mobilität im höheren Bildungs- 
wesen (Lehrkräfte und Studenten) 

Ausbildung der Kinder von Wanderarbeitnehmern (Teil D) 
in Ergänzung des Sozialen Aktionsprogramms 
(Pilot-Studien und -Programme) 

Eine europäische Dimension im Bildungswesen (Teil E) 

(i) Stipendien (Lehrkräfte und Studenten) 

(ii) Vorhaben betreffend die Förderung europäischer Studien 
(einschließlich Sprachstudien) 

9 x 63 500 RE 

(iii) Pilot-Programme für Lehrerausbildung 

(iv) Beihilfe für Bildungseinrichtungen, die auf diesem Gebiet 
tätig sind 

(v) Arbeitsgruppe betreffend Zuasmmenarbeit und Entwick- 
lung von Konsortien im höheren Bildungswesen 

(vi) Beteiligung an Pilot-Studien betreffend neue Lern- 
systeme 


200 000 RE 
25 000 RE 

200 000 RE 

40 000 RE 

575 000 RE 
85 000 RE 

25 000 RE 

30 000 RE 

20 000 RE 
T 200 000 RE 


3.2.2. Zusammenhang mit den grundlegenden Hypothesen 
betreffend die allgemeine Wirtschaftslage 
Die Kosten des Programms stehen praktisch in propor- 
tionaler Relation zu Veränderungen des allgemeinen 
Preisniveaus. 
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